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4 I. Sitzungsperiode 1924 
RGEBIETES Free en er 
ER l. Sitzung 
Stenographischer Bericht 
über die am Mittwoch,den 5.März 1924 in der ie der 
Oberreulsehule zu »aarbrücken 3 (Landwehrplatz) statt- 
gefundene Sitzung des Landesrates. 
Vorsitzender ‚Ninister#ulrat Kol,mann: Meine Herren! Ich eröff- 
ne die heutige SE raue ( 8 Uhr nachmittags) und. bagrüße den 
neuen Landesrat, besonders aber die Mitglieder,die bisher im 


aıten Landesrat noch nicht unter uns Beuel ar00. Ich hoffe, 
nonle der Devolkerung 


daß die Arbeiten des Landesrates zum \ 
des Saargehietes auswachsen. 


Von der Regierung ist Herr Staatskomissar Dr. Liesch 


anwesend. 


| Von den Mitgliedern haben Sich entschuldigt,wegen 
dringender Geschäfte nicht an der Sitzung teilnehmen zu kön- 


nen, 


Becker 42. )Sberbrücken, Schneider (S.P. )-Ssarbrücken; 


Dr.M.v. opelius (D.S.V.)-Sulzbach. 
Unsere Tagesordnung umfaßt folgende Punkte: 
I. Wahl der Beisitzer des Vorstandes. 


il. Bildung der Kommissionen. 


III. Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 


1) Zollwesen im Saargebiet, 


2) kbönderung der Verordnung vom 28.12.22 betreffend 
. Neuregelung der Bestimmungen über das \ohnungs- 


wesen, 


3, Abänderung der Verordnung vom 19.5.1922 betref- 
fend die Zusammensetzung und Aufgabe der .Pacht- 


einigungsämter. 


an Zwei Beisitzer an. Ich bitte um Vorschläge. 


:vacher (Z.): Ich Belege für die Zentrumsfraktion den bisherigen | 


* Beisitzer Herrn Scheuer vor. 


ri (8,P.) Ich schlage für die Sozialdemokratische Fraktion Herrn | 


etz vor. 


Pinhard (K.P,.): Ich schlage von unserer Partei Herrn Eifler vor. 


brsitzender: Weitere Vorschläge werden nicht mehr gemacht. Die Stimm. 
ERUERNS | zeit 


UN Art 
M ’ a Te 
de Ro (m u) 





Wir schreiten zur !lahl des Vorstandes. Dem Vorstand gehören 
außer dem von der Regierungskommission ernannten Präsidenten 
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ee tie! werden verteilt und ich bitte die beiden Namen der 
ierren, | 
die Sie wählen wollen,auf die Zettel zu schreiben. 


Ich frage,ob die Stimmzettel alle abgegeben worden sind. 
Es scheint der Fall zu sein. Zur Feststellung des Ergebnisses 
bitte ich die Herren Petri und Reinhard witwirken zu wollen. 


Der Schriftführer des Landesrates hat für Eifler 5,für Betz 22 
und für Scheuer 22 Stimmen notiert. 

Herr Petri und Herr Reinhard,stimmen Ihre Notierungen damit 
überein ? | 


Ss ist der Fall,denach wären die Herren Scheuer und Betz ge- 
wählt. Ich bitte die Herren bei mir Platz zu nehnen. 


Wir schreiten nun zur Wahl der Kommissionen,die ir 
nicht dureh Stimmzettel zu wählen haben,sondern per Akklamation. 
Jede Kommission besteht aus 8 Mitgliedern. Wir haben 5 Parteien 
im Landesrat,die Zentrumspartei, die Partei der liehrheitssozi- 
alisten,die Kommunistische Partei,die Teutsch-Saarländische- 
Volkspartei und die Fartei des Grundbesitzes. Jede Fartei hat 
Anspruch auf einen Sitz. Gleichzeitig erhält-die Zentrunmspar- 
tei,die 14 Älitglieder hat,vorweg 2 Sitze. Das sind insgesant 
6 Sıtze. "ir müssen die anderen 2 Sitze,die uns noch zur Ver- 
fügung stehen,weil die Kommissionen mit 8 Mitgliedern besetzt 
werden, auf die einzelnen !arteien verteilen. Die Zentrunspar- 
tei und die artei der Nehrheitssozial isten ed l Sitz 
mehr, sodaß die Zentrumspartei 3,die Fartei der \lehrheitssozi- 
alisten 2 und die anderen Parteien je einen Sitz haben. 


Ä ‚. "ir beginnen mit der Kommission für Steuerfragen und 
ich bitte die Farteien,Vorschläge zu machen. 


Die Kommissionen werden wıe folgt zusammengesetzt: 


I. Steuerfragen 


Becker , Richard Kaufmann Saarbrücken 


1, 2. 
2.Gärtner, Josef Gew,-Sekr. Guichenbach Z. 
Heinz. , Peter Stellmacher- Brotdorf 24 
S meister 
%. Hoffmann, Johann Gew.-Sekr, svaarbrücken S.PBi 
5.Petri_ ‚Hermann Et. ..<Neunkisshen ° ©S,P, 
6:Dr.v. Vopelius Glashüttenbesitzer Sulzbach D.2.V. 
7,Albert , Jakob Landwirt Altheim 1.1. 
8.Ulrich , Karl Bergmann Ludweiler RR, 

II. Für Angelegenheiten der Öffentlichen Arbeiten. | 
Kratz ‚ Johann Steiger Neunkirchen Z. 
Gärtner ‚Josef ‚Gew.-vekr. Guichenbach ZZ. 

othiel Be Keramarbeiter ea / 2. 
Brettar - , Karl BEisenb.-Schl. Kleinblittersd._S.P. 
Betz ‘, Anton Bürobeamter Völklingen S.P. 

‚ Schmelzer, “ilhelm Hialermeister Saarbrücken D.S.YV. 
Albert , Jakob Landwirt Altheim EIREESBE 


OIDONM WU 


. Sticher , Karl Eisenbahner Ottweiler K.P. 
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. Levecher, 
SBArlUs >, 
. Scheuer , 





Richard 


Becker , 
Gladel , Johann 
Kiefer , beter 
Petri Hermann 
Brettar, Karl 
Schmelzer, "jlhelm 
. Albert ‚Jakob 
. Hecekler ‚Karl 


us ein 


Ill. Für Wirtscheftsfragen. 


‚ Landwirtschaft, Handwerk ) 


Kaufmann 
Landwirt 
Gew. -Sekr. 


Eisenbahn-Schlosser Kl. 


Malermeister 
Landwirt 
Bergmann 


IV. Für Verwaltungsfragen. 


Wilhelm 


Levacher, Franz 
Scheuer , A 
Betz 

Dr. Sender, or 


‚pr, ‚Röchling 1 Herm. 
‚ Albert, Jakob 


Eifler, Franz 


V. Für Rechtsfragen 


Franz 
Math. 
eter 


Hoffmann, Johann 


lm, Sender, “alther 


Ir. Rechling Herm. 
Albert ‚ Jako 
„Reinhard, Phil. 


städt.lüttelschul- 


ehrer 
Rechtsanwalt 
Redakteur 
Bürobeamter 
Rechtsanwalt 
Hüttenbesitzer 
Landwirt 
lietallarbeiter 


Rechtsanwalt 
ew.-»Dekr. 
Redakteur 
Sekretär 
Rechtsanwalt 
Mittenbesitzer 
Landwirt 
Gew.-»ekr. 


rY 

Saarbrücken 2. 
Felsberg 2» 
Saarbrücken 2. 
Neunkirchen SP. 

-Blittersd.S.P. 
Saarbrücken 2.8, Vi 
Altheim 4,1; 
Wiebelskirchen K.P. 
Saarbrücken Z. 
Saarlouis 2, 
St. Jngbert 2» 
Völklingen SF. 
Saarbrücken SP. 
Völklingen D.S.V. 
Altheim M,urL; 
Neunkirchen K.P?P. 


Saarlouis 


Saarbrücken 2. 


St. Jngbert 
Saarbrücken 
Saarbrücken 


Altheim 
Ludweiler 


YI. Für Kultus- und Schulangelegenheiten. 


. Xiefer , Peter Gew.-»ekr. 

. Martin -, "ilhelm städt. Itkelscmnl- 
Eilheim, Peter lehrer 

‚ Wilhelm , -eter Pfarrer 
Betz Anton Bürobeamter 
Schneider, Bernhard Lehrer 
Schmeizer, ılnelm lalermeister 
Albert ‚ Jakob lendwirt 
Heckler , Karl Bergmann 


— mn hm un mn m m on mn nn nn 


S. P 
Du 
Vöolklingn DS.V. 
H.u 
RP 


Saarbrücken Z. 
Saarbrücken Z. 
Wehrden EA 
Völklingen S=.F. 
Saarbrücken S.P. 
Saarbrücken D.S.V. 
Altheim H;L, 
Wiebelskirchen K.P. 
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VIl.Für soziale Gesetzgebung und arbeitsrechtliche h 
Angelegenheiten. uw 
N 
| | 5° 
1, K:rius , Mathias Gew.ekr. Saarbrücken + Ri 
&. Kratz - , Joh.Jak. Steiger Neunkirchen L. Fr 
3. seiwert , Nikolaus Kaufmann Merzig 2» Zr 
4. Hoffmann, Joh. Fet. Arbeiterse- . Z<: 
| kretär S sarbrücken S.P. 2. 
0. Petri _, Jermann nn Neunkirchen SP. 4 
6. Reinhard, Philipp Gew.-sekr. Ludweiler K.P. ®» 
7. Hussong , Otto Landwirt "ebenheim D.S.Y. a. 
8, Albert ,„, Jukob Lindwirt Altheim H,u.h. N 
an ar 
WW 
VIlIl. Für Volkswohlfahrt. (Fürsorge für Kriegshinterblie- ; 3 
‚bene, Gesundheit aan naenAEüznorg“, allgemeine Wr 
Fürsorge für wirtschaftlich Schwache. Zr 
ER 
l. Kratz ‚ Joh.Jak. Steiger.  _ Neunkirchen 2» I iM 
2. Rütters , "ilhelm Hüttenarbeiter Völklingen 2» TR 
3. "ilhelm , Peter Tarrer ehrden 2. vr, 
4. Betz ‚ Anton Bürobeamter Völklingen SER zxr 
0. vschneider,Bernhard Lehrer Saarbrücken S.P. > 
6. Eifler , Friedrich vwewerkschafts, Ne 
angestellter Neunkirchen K.P. 1 
7. Hussong ,„ Otto Landwirt "ebenheim D.S.V. EG 
8. Albert ,„, Jukob Landwirt Altheim Hull la Mn 
a ne nl ; S. 
sitzender: "ir kommen zur Veberweisung der Vorlagen in die = Hd) 
Kommissionen. | Be 
| Be 
Punkt 1 betr. das Zollwesen im Saargebiet. | 
racher (Z.) Ich schlage vor,diese Vorlage der "irtschafts-und | DJ 
Rechtskommission zu überweisen. | |. n 
Sender (S.P.) "ir sind mit dem Vorschlag Levacher einverstanden. | xx 
inhard ( K.P.) Meine Dimen und Herren! . = 
Sn: Ri 
(Zuruf: Es sind keine Damen hier !) | D 
enn mir zugerufen wird,daß keine Damen hier sind,so bitte A W 
ich einmal umzusehen, dann werden Sie finden,daß dahinten E 
Damen sind. | | 
Ich erachte es für notwendig,in unserer heutigen 4 
Sitzung auf: die Tatsachen a wie sie sioh in den R 
letzten "ochen und Monaten im Suargebiet entwickelt haben. . 
bs kann nicht angehen,daß wir heute hier in Öffentlicher Bi: 
Sitzung an diesen Tatsachen vorbeigehen,chne als Volksver- ER 
tretung des Saargebietes unsere lieinung zu sagen. ee 
Br 
Vorsitzender BE 


| \ 
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Torsitzender: Herr Reinhard,die lüitglieder und ich waren der 
Meinung,daß Sie zu der Vorlage sprechen wollen. '"'enn Sie bei 
diesem Punkt Ihre Rede über die Verhältnisse der letzten Zeit 
halten wollen,um den anderen Parteien zuvorzukommen,so ist das 
sin Trick,den ich als Präsident des Hauses nicht selten las- 

‚sen kann. 


Das "ort hat cCer Abgeordnete Reinhard! 


Reinnard (K.?.) Ich will die Tatsachen behandeln,die am bren- 4 
nensten sind. Es handelt sich jetzt darum, ob der Vorsitzende | 
sein Einverständnis gibt,daß ich dann nachher zu diesem Punkt Bo 
„Ssellung nehmen darf. 


Vorsitzender: Herr Reinhard,dem steht nichts im ':ege.Das ist_vor | 
der Sitzung besvwrochen worden und ich glaube,es wäre unkolle- | 
gial, wenn Sie nicht sprechen dürften. 


Reinhard (K.P.) Unter diesen Umständen erkläre ich mich damit | 
einverstanden. | 








Vorsitzender: Der Entwurf betr. das Zollwesen im Saargebiet wird | 
a 1) 4 . .. “ For 

der "irtschafts-und Kechtskomuission überwiesen. "iderspruch | 
erhebt sich nicht. | 

| 

"ir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung BE 

ie | 7 
Abänderung der Verordnung vom 28.12.1922 betr.Neuregelung | 
FR der Bestimmungen über das "ohnungswesen. | 


Levacher \2.) Ich habe hier denselben Antrag zu stellen,die Vor- | % 
lage der "Tirtschafts-und Rechtskomission zu überweisen. 3 
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Vorsitzender: Ein "iderspruch erhebt sich nicht.Sie sind damit “4 

einverstanden. 

Karius (Z.) Wenn es möglich ist,möchte ich bitten,den Mitglie- 
Gern Abschrift der Fachtverordnung und des Keichsgesetzes EB 
über Misterschutz und Mieteinigungsämter vom 1.7.23. zugängig 

_ zu machen. E | 

Vorsitzender : Das "ort hat der Abgeordnete Levacher ! 
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Entfernung des französischen Militärs 
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er (2.): keine Herren! Die Landesratsfraktion des Zentrumspartei 
dankt ıhren lählern für das durch die wahl bewiesene Vertrauen. 
| Wie bei Eröffnung des ersten Landesrates erklären wir 
auch heute unsere aufrichtige Bereitwilligkeit,mit der Regie- 
rungskommission zum Wohle der Saarbevölkerung zusammenzuarbei- 
ten. \Senau wie damals ist jedoch Voraussetzung dazu,daß die Re- 
gierungskommission die ihr vom_Völkerbundsrat vorgezeichnete 
Aufgabe : " eder eine ändere Pflicht,noch ein anderes Interes- 


se als die Wohlfahrt des saargebietes zu kennen ",in streng neu- 


traler leise erfüllt. Wie eine Nehrheit in der Kommission die- 


"ses bisher unterlassen hat,ist in verschiedenen Denkschriften 
an den Yölkerbundsrat nachgewiesen worden. Wir müssen unseren 
Bedauern Ausdruck geben, caß die von uns angebotene Zusammenär- 
"beit illusorisch gemacht wurde. !ir sind fester denn je ent- 
schlossen, die der »aarbevölkerung durch das Saarstatut gewähr- 
leistetetn Nechte und “reiheiten,vor allem unsere christlichen 
"Kulturzgüter ‚unser deutsches Volkstum,unsere deutsche »chule, 
das Koalitionsrecht der Arbeitnehmer,das SVelbstbestimmungs-und 


' Selbstverwaltungsrecht der Kommunen in keiner Weise schmälern 


zu lassen. 


BD | Y Schranken befreit wird,welche im Saarsta- 
' tut nicht begründet sind. Ohne weiteres vereinbar mit den Be- 


 sionsreeht, Interpellationsrecht, das Recht der Initiativanträ- 
- ge und »velbstbest;immung der SeabE BO DRURE und der TagesorJ- 
"nung. Durch die Linschrä 18 des ganaiyen ia 

ein \ 


Ing ses wird der hegierungskomission hier- 
u. die Gelegenheit bieten. Der Völkerbundsrat selbst,der, 
wie wir dankbar anerkennen ‚immer mehr bestrebt ist,den Bestim- 





mungen des Saarstatuts hier Geltung zu verschaffen,wird sich 
der Berechtigung dieser elementaren Volksforderung nicht 


"werschließen können. | 

ER Unsere alten Beschwerden erheben wir heute von neuem 
„und fordern deren Beseitigung. Die wesentlichsten sind: Die 
Aufhebung der »vaarein- 
‚WC Por der Notwerordnung und der Antistreikverordnung, 
u eitigung der französischen Schulen in ihrer gegenwär- 
 sigen Gestalt, Entfernung der fremdländischen Beamten aus de: 

saarländischen Verwaltung,kurz,das völlige Aufgeben der bishe- 
rigen Französierungs olitik. 

>. Besonderen tert legen wir darauf,daß die Forderungen, 
die in der letzten gemeinsamen,vom 29. Februar 1924 datierten 
 Denkschrift an den Völkerbundsrat betreffend die Auswirkung 
a | EN 


_ wohnarverordnung 
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der Frankenentwertung auf das "irtschaftsleben des Suargebietes, 
möglichst bald erfüllt werden,damit eine feste wirtschaftliche 
Grundlege für das Saargebiet geschaffen und es vor weiteren 
wirtschaftlichen Schädigungen und Erschütterungen bewahrt wird. 

‚Insbesondere fordern wir die energischsten Schritte 
zur baldigen “egelung der drückenden lohn-und \Mehaltsverhält- 
nisse. In breiten Devölkerungsschichten herrscht bittere Not, 
wie sie das Saargebiet bisher noch nicht gesehen hat. Die Frän- 
kenrentenempfänger müssen betteln,die Arbeiterschaft hungert, 
die Deantenschait ist verarmt,der \üittelstand leidet schwer. 
Einen großen Teil der Schuld An diesen Zuständen trägt die Ne- 
gSieruneskommission,die den sinkenden Franken trotz der Äbleh- 
nung Gurch den \andesrat_allgemein eingeführt hat. Die staat- 
lichen Arbeiter hat die Hegierungskomnission trotz der Not nnch 
nicht aufgebessert. Die neue \Mehaltsregelung für die staatlichen 
Beamten und Angestellten ist ee Wäre diese \Mehaltsord- 
nung dem Landesrat vorgelegt worden,so hätte dieser in Gemein- 
schaft mit den zuständigen Berufsorganisationen eine gerechte 
‚Regelung der Regierungskommission unterbreitet. Wir erwarten 
möglichst bald eine gerechte In} ranS Lan der staat- 
lichen Arbeiter und die Vorlage einer neuen Besoldungs-und Ruhe- 
nor üuung. Wir haben uns noch niemais geweigert,die er- - 
inrderlichen Fättel zu bewilligen.. Es kommt mur darauf an,die 
starken Schultern,insbesondere die Saargruben,mehr zu belasten. 
Hätte die Regierungskomission in wirklicher \“ahrung des Volks- 
wohles schon ver Mnaten die Initiative ergriffen,denn hätten 
die Gruben und andere Arbeitgeber die Erfüllung gerechter Por- 
derungen ihrer Ärbeiter und Ängestellten nicht hinausschieben 
können. er dieses Versagens der »aarregier konnten die 
Gruben trotz des Betriebsüberschusses von 890 Millionen Franken 
innerhalb der ürei letzten Jahre und trotz der bis ailbee der 
Koptleissung um mehr als die Hälfte,die dringend notwendige 
Lonn uns Monate lang hinauszögern. Not und Elend sind 
eußerorcentlich gestiegen. Die Regierung muß Hand in Hand mit 
dem landesrat Mittel und lege zur Lösung ausfindig machen. 

In sozialpolitischer Hinsicht stehen wir hinter den 
Forderungen,die von den im Deutschen Gewerkschaftsbund verei- 
nigsten Verbänden der Negierungskommission bei ihrem Amtsantritt 
zum Ausdruck gebracht worden ist. Insbesondere verlangen wir 
den Ausbau der Sozialversigherung,des Arbeiterrechtes,des Ar- 
beiterschutzes, Schutz der ar ifverträge ‚gesetzliche tegelung 
der Arbeitszeit ,negelung des »cehlichtungswesens,der Kriegsbe- 
Schädigten-unä Erwerbslosenfürsorge. Es ist unverständlich,daß 
die von unserer Fraktion in der letzten Legislaturperiode gers-- 
ge in dieser Beziehung gestellten Anträge von der Regierungs- 
komission unberücksicehtigt geblieben sind. 

De ‚Mit der gleichen Wärme treten wir ein für die be- 
Bieten Forderungen der Landwirte,der Handwerker-und Gewer- 
betreibenden,des Handels und der Industrie. Auch sie leiden 
unter der schwierigen wirtschaftlichen lage. Die schweerigen 
verkehrs-,Z01l-und Kreditverhältnisse müssen gebessert werden. 
kegen die jo lumlandige Merl des Daargebietes in das 
<ranzösische Zollsystem im Jahre 1925 muß jetzt schon Vorsorge 
getro”fen werden. | 
in der "Iohnungsfrage erwarten wir endlich gleiches 
Hecht für alle,Abschaffung der immer noch bestehenden Zentral- 
wohnungskommission ‚Wegfall der Bevorzugung des französischen 
Mlitärs und der Grubenverwali ; 

Überhaupt erwarten wir,da3 in Zukunft die vom Landes- 
rat abgegebenen Gutachten nient wie bisher zum großen Teil von 
der Kegierungskommission unberücksichtigt bleiben,sondern end- 
lieh als Grundlage der zu erlassenden Gesetzs und Verordnungen 
enommen werden. Diesss liegt dringend im Interesse der vaar- 

evölkerung und ist eine Voraussetzung für das von uns erstreb- 
‚te gedeihlishe Zusammenwirken zwischen a 

| | | KEN 
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und Volksvertretung. _. | 
| Auch heute schließen wir unsere Erklärung wie bei Er- ie 
Öösfnung des ersten Landesrates. «ir fühlen uns auf Urund des | 
nationalen Sn agnaf Page Fune und der geschichtlichen Ver- 
"Bangenheit des Daargebietes und Saarvolkes als Glied von Deutsch- 
land. Daher wird der Fraktion neben der Wahrung der kulturellen 
- Güter die Pflege deutscher Sitte und Kultur sowie die Erhal- 
tung der Verbindung mit dem l\utterlande una besonders am Herzen 
liegen. Land und Leute an der »aar sind seit jeher deutsch.Äuch 
der Versailler Vertrag erkennt dies an. Sie sollen es ewig blei- 
pen. | 


Bram) 
siszender: Das Toort hat der Abseardnete Dr.»ender! 


Bender (S.P.): Meine Herren! Im Namen der sozialdemokratischen 
fraktion habe ich zu erklären,dafß die llerrschaft der Regierungs- 
konmission in äihrsm \rundbestreben von gleicher Art geblieben 
ist,wie in der Vergangenheit. Die Erklärungen der einzelnen 
Parteien des Landesrates in der ersten Ditzung des Landesrates 
vom 19.Juli 1922 haben. bis heute taube Ohren gefunden. Die Ar- 
beit des Landesrates,der sogenannten Volksvertretung hat inner- 
halb und außerhalb die Negierung vorsichtig gemacht. Es ist des- - 
halb eine Pflicht des. zweiten Landesrates auf diese erhöhte Ge- 
fahr hinzuweisen und nochmals und immer wieder dem selbstherr- 
lichen System durch Aufstellung sofort erfüllbarer praktischer 
Forderungen die Hege zu weisen,deren Beschreiten eine unab- 
weisbare Egrderung geworden ist. LDEEUSSSTRUDE für eine gedeih- 
liche Arbeit des Landesrates ist seine Loslösung der unwürdigen 
> elebten Geschäftsordnung. Der Landesra; muß u ungatrnt eit 

aben. | 





Der Landesrat wolle beschließen: | 
1,) Die Resierungskomnission wird ersucht,dem Landesrat 0 
einen Verordnungsentwurf vorzulegen,der dem Landesrat = 
das initiativrecht, Petitions-,und Interpellations- E. 
recht einräumt, 
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2.) Die Kegierungskommission wird ersucht, dem Landesrat 
einen Verordnungsentwurf | vorzulegen, 
durch weleheu dem „“andesrat das Recht iestgelegt wird 
Sicn selbst seine Geschäftsordnung zu geben ‚insbeson- 
dere Beginn und Ende seiner Tagungen selbst zu bestin- 
men und seinen Vorsitzenden selbst zu wählen. 


8.) Die Regierungskomission wird ersucht,dem Landesrat | 
umgehend nachstehenden Verordnungsentwurf,der den | 
Scmı?z der Immunität gewährleistst, vorzulegen. 

Dieser lautet: 


" PwZ 


wegen seiner Abstimmmg oder wegen der Ausübung seiner Mandate 

oder sonst zur Verantwortung gezogen werden. 
En Ohne Genehmigung des Landesrates kann kein Mitglied | 
Ges Landesrates wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur | 
| antworturg gezogen werden. 11 7 
SEEN Auf Verlangen des Landesrates wird jedes Strafverfahren | % 
gegen ein lütglied desselben für die Dauer der Wahlperiode | 
Sufgehoben. | | 1. 


\ 
| 
Kein Lütglied des landesrates darf zu irgend einer Zeit | 


= 


5 Die krfüllung dieser Forderungen hängt vom guten Willen 

der Regierung ab. „ie Forderung entspricht in keiner Weise 

der nur hegutacntenden Tätigkeit des Landesrates. Es gilt ein 
Schweres Unrecht Süut zu machen. 


Wir 
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e Kühnheit der Regierung,die fremd ins Land 4 
oßen leil der Bevölkerung ein Recht entzieht, 5 
das seit Jahrzehnten ein ererbtes Necht ist.\Man will damit eine N 
geistige Verödung hervorrufen. Der willkürlichen Spaltung werden | 
ir ewig mit Aampf entgegentreten und sie zu bannen versuchen. 
: Der Landesrat wolle beschiießen: j 


Wir bewundern di 
kommend,einem groß 


Die Regjerungskommission wird ersucht,dem Jandesrat_einen 
Verordnungsen'wır! vorzulegen,durch welchen die Ayanen 188 Ein- N 
echränküng des passiven Nahlrechts beseitigt und die Wählbar- 
Bat au alle im Sagı gebiet seit dem l1.November 1918 seßhaften 


I 


anwohner ‚die das-25.Sebensiahr erreicht haben,ausgedehnt wird. 


ur. x 


Meine sehrverehrten Herren! In den nächsten Tagen wird i 
in Genf die Enischeidung falien.ob der Völkerbundsrat den Wil- f 
en hat,den bisherigen trüben Erfahrungen dureh frische und 
energische Entschlüsse in unserem Sinne ein Ende zu machen.vwir 
haben Anspruch auf einen Franzosen a in der Regierung 
mehr verlängen wir nicht.Heute sind klare »chritte des landes- 
rates notwendig. Aus Aresen riünden beantrage ich,namens der 
Sozialdemokratischen !raktion des JLendesrates,mit dem Ersuchen, 
om Abstimmung noch in der heutigen Sitzung, folgendes: 


















Der Landesrat wolle beschließen, 


1.) an den Rat des Völkerbundes folgendes Telegramm zu 
richten: 


In der kommenden Sitzung des Völkerbundsrates 
soll auch das ssarländische Mitglied der Kegierungskomis- 
sion gewählt werden. Der vom 5.\äErz ab tagende Landesrat 
für das Daargebiet ist bereit,dem Völkerbunäsrat durch so- 
for;ige Benennung solche im Saargebiet geborenen und ge- 
eigneten Mänier vorzuschlagen,cie das für eine solche stel- 
Jung notwerdige Vertrauen der Daarberölkerung besitzen. 

| Der Landesrat bittet ferner darum, jeweils Ver- 
treter zu den lagungen des Völkerbundsrates_ zwecks Anhö- 
rung vor dem late_entsenden zu können,wenn Fragen auf der 
AU ASorannnE des Rates stehen,die das »aargebiet betref- 
en. 
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2.) auch darüber mı3 abgestimmt werden,an die Negierungs- 
kommission folgendes &rsuchen zu richten: 


Die Negierungskommission des Saargebietes wird 
ersucht, ihrerseits an oen Völkerbundsrat das Verlangen zu 
stelien,dem Landesrat für das Saargebiet ein Vorschlags- 
recht bei der .ırnennung des saarländischen Nitgliedes der 
Regierungskommission einzuräumen,sowie für die,vom Landes-: 
rat entsandten Vertreter der Saerberölkerung das Recht der 
Anhörung vor dem Völkerbundsrat zu erwirken. 


a Proz 











€ 


eine Herren! Man wird glauben Fönnen,daß die Negierungskommis- | 
Bion dem Ürsucher reine überschäumende Sympatie zollt.Die Re- | 
‚lerung erkennt aber die Bedeutung Jdisses Ersuchens und rechnet 
ranrscheinlicen mit der tatsächlichen Durchführung. Es gibt Stasa- 
en,deren Vertreter im Net unsere Änsprüche eis selbstrerständ- 

ich empfinden. Die Delegiertenrolitik der Parteien ist und 

Heibt notwenclig,sie muß_mir offiziellen Charakter tragen. Da 

zese lätigkeit Tür die Sevölkerung entfaltet wirä,besteht zur 
@uernden metsriellen Durchführung der Reisen zum Völkerbund 

an Anspruch auf Kostendeckung aus öffentlichen Iütteln,weshalb 











ir weiter beantragen, a, | 
Ba der Landesrat wolle die Hegierungskommission ersuchen, 
n dem Etat des Saargebietes dauerna Nittel bereitzustellen, 


‚die 
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ie zur Kostendeekung für die Entsendung von Vertretern der 
evrölkerung zum Völkerbund dienen. 


| Unsere übrigen Forderungen haben wir in einer Denk- 
schrift längst niedergelegt,auch soweit die sinkende Währung 
in Frage konmt. Meine Herren! Mir geben uns nicht der Vor- 
stellung hin,als ob Frankreich freiwillig dem Volke gibt,was 
des Volkes _ist.Äber_der Druck der breignisse hat sghon manchen 
bezwungen.Den jahrelangen lleffengeng um Recht und Heimat be- 
‚stehen in diesem Ringen wir. Unsere Partei und Fraktıon wird. 
immer in vorderster Lini> stehen. Es muß von Volk verstanden 
werden,daß die Stoßkraft des "andesrates sich nicht durch ge- 
setzgenerische Vorteile erschöpfen darf. Er ist für uns_das 
Sprachrohr zur Verteidigung der Volksrechte und zur Anklage, 
die die Sozialdemokratie gegen jede Autokratie erhebt. 

ir merken mit Zreuüe En Hoffnung ein beginnendes 
Ringen .ein Ringen der Freiheit gegen die Gewalt. Wir betrach- 
ten es als unseres. besondere Aufgabe,mit die Hüter unseres 
Selbstbestimmungsrechtes zu sein,die Erwecker aller Schläfer | 
im Saergebiet zur nüchternen Wahrheit. 4 


( Sehr aut !) | 


Die Selbstbestimmung ist das Fundament der Freiheit des Vol- h 
kes. Auch gegen die \affen agr Deparatisten des französischen - 4 
Kapitals richtet sich unser fampf. Darüber hinaus wird unsere ee 
-artei und Fraktion niemals vergessen, jeden Angriff auf das 4 
besondere "echt; der Arbeiter abzuweisen. Es würde ein unvcer- 
schnlicher Kampf im Saargebiet einsetzen,wenn Hand an den 
Achtstundentag gelegt würde. | | 

Aus diesen Gründen stellen wir das Verlangen,den lan- 
desrat möglichs'; beld zu folgendem Antrag Stellung nehmen zu 
lassen und die “sglerung zu ersuchen: 
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1.) Das Washintoner Abkommen betr.den Achtstundentag i 
zu ratifizieren, ' 


2.) das deutsche Betriebsrätegesetz zur Einführung Bi 
vorzulegen, 


2.) einen Entwurf einer ©chlichtungsordnung vorzulegen, 


4.) die DENE OLOBSBEbreorge den heutigen Teuerungsver- 
aältnissen entsprechend umzugestalten, 


" Proz 


5.) Sie Löhne und Gehälter zu erhöhen und wertbeständig | 
zu gestalten, Br 


6.) die Bezüge der Sr ma ap zu erhöhen und den Hinter- | ° W 
biiebenen eine Existenz zu gewähren, Pe 
7.) den Personalabbau einzustellen und soweit er durch- | #% 
| geführt ist,rückgöngie zu machen. DE 
Meine Dumen und Herren! as würde der Landesrat dem Volke sein, | 
wenn er über der rringung rein politischer Vorteile vergäße E: 
gem Volke das nackte Dasein zu mildern.Wenn der Landesrat | 


wir alle zu Hilfe nerbei,die Semeinschaft der geistigen und 


vergäße ‚die herrschende Sewslt zu wenren. Zur Erfüllung rufen | 
; | ” 
.. “ - 7 r 3 
körperlich Schallenden. | 


Beat) 


Vorsitzender _ 
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RT 
rsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Reinhard! 


inhard (K.P.): Meine Herren! Die Stellungnahme der Komm- 
- mistischen Partei hat sich in politischer Hinsicht absolut 
ernicht geändert, seitdem der Landesrat besteht. Es ist 
en bekamnt, daß die Kommunistische Partei im Gegensatz 
zu den übrigen Parteien den a! von Versailles nicht 
anerkennt und daß die Kommunistische Partei sich zur a 
emacht hat, diesen Vertrag zu vernichten. Jn Änbetrach! f 
dessen können wir absolut nicht in dem Sinne mit der Regie- f 
Tungskommission zusammenarbeiten, wie es die übrigen !"ar- j 
teien durch ihre Erklärungen zugesagt haben, ir können 
deshalb nicht, weil sich die Regierungskomission seit ihrem 
Hiersein niemals um die Jnteressen der Bevölkerung gekümmert 1 
hat; weil sie sich niemals um die Anträge und "ünsche, die 
aus den Kreisen der besitzlosen Klassen an sıe gerichtet 
wurden, gekümmert hatı Weil wir diesen Standpunkt vertre- 
ten und weil wir auf dieser Richtlinie basieren, hat sich 
in der letzten Zeit im Saargebiet dahingehend eine , _. 
Wendung vollzogen, daß große \assen des schaffenden Volkes 
sich an die Seite der Kommunistischen Partei gestellt haben. 
Das schaffende Volk an der Saar hat eingesehen, dal mur 
durch radikale Beseitigung der bestehenden Ordnung etwas 
erreicht werden kann. Nenn wir uns diese Frage vorlegen, 
so müssen wir aber heute als Landesrat auch unbedingt »stel- 
Jung nehmen zu den Fragen, die heute am brennendsten sind. 
| es geschieht mit den Steuergroschen, die man durch 
die Zustimmung der übrigen ”arteien, der besitzlosen Klasse 4 
abpresst, Mas Bee mit dem Geld, das man in Gestalt ie 
der Lohnsteuer den Ärbeitern abknöpft. Die Angestellten, | 
die kEisenbahner, die Bergarbeiter, kurzum die gesamte Är- 
-beiterklasse steht vor dem Hungertode. Die Regierungskonm- 
mıssion nimmt dieses Geld und wirft es in einer Höhe von ’ 
15 Millionen fast ausschließlich den höheren Beamten zu. 1 
Dort wurden Lohnerhöhungen vorgenommen in einer Höhe, die I: 
dem Monatslohn eines Berufs-Arbeiters gleichkommen. _Wenn 4 
die Regierungskommission glaubt, daß die saarländische Ar- 
beiterklasse, die Jnflationspolitik der französischen Jndu- f 
striellen unterstützt, die dıe saarländische Arbeiterschaft ’ 
nach wie vor zum Hunger treibt, so wird sie eines anderen Be 
“ belehrt werden. !'enn bei dieser Gelegenheit heute der Lamies- AR 
rat nicht dagegen Stellung nimmt, daß er in einer Abstimmung 
_ verlangt, daß unverzüglich den Kreisen, die schon monats- n- 
 leng in Verhandlungen stehen, eine Lohnaufbesserung gegeben 
wird, ist der Landesrat nicht das, was er sein soll. Mir 
erklären, daß wir einen Antrag einbringen und verlangen, daß | 


__ derüber abgestimmt wird. E 
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a ‚ Über die Frage des _Achtstundentages hat es uns ei- 1,0 
| BI ertig berührt, dal .der Redner der Sozialdemokratie er- DB 
klärt het, daß es_zu einem gewaltigen Kampf kommen wird, EB. 
während die Sozialdemokratie im Reich den Achtstundentag Eu 
‚abgeschafft het. a 


= 
‚(Zuruf Dr.Senders "Agitationsmätzchen" !) BD 


Ferner möchte ich bemerken, daß es eigenartig ist, daß im 
sogenannten Völkerbundsstaat das "ashingtoner Abkommen nicht |' % 
retiiiziert ist. ir -vertrauen den übrigen Parteien richt, 1 
wenn sie sagen, die Regierung wird den Achtstundentag ge- | 
Tsetzlich getantieren. Wir rufen heute schon der Arbeiter- a 
schaft zu, daß wir in den nächsten Tagen auf die Straße | J 
Me | gehen Tu nn 





‚ gehen müssen, um den Achtstundentag zu verteidigen. ‘ir 
wissen, dad die Regierung mit der deutschen in dieser Frage 
gegen die Arbeiterschaft gemeinsam vorgehen wird. Die bis- 

erige Tätigkeit het es schon bewiesen, Man hat offen ge- 
sagt, auch von Seiten der deutschen Unternehmer, daß der 
Aehtstundentag abgeschafft werden mıss, um, wie man. angibt, 
die Produktion zu verbilligen. \ir wehren uns entschieden. 
dagegen, daß man .auf Kosten der Ärbeiterschaft die Produktion 
verbilligen will, Dafür gibt es andere Mittel und "ege. 

' Bei der Sozialversicherung liegen die Dinge so, dab 

durch die Schuld der bürgerlichen Parteien heute Kenten ge- 
zahlt werden, die zum Teil nicht langen, um einen Tag davon 
leben zu’können, las hilft es, wenn man hierher kommt und 
spricht von Aufbesserung und bsi der Beratung der betr. Ge- 
setze tut man nichts. Sie hätten sich zu dem Antrag der 
Linken stellen müssen und nicht auf die Seite der Regierung 
Schlagen, Yas mitzt das alles, wenn die anderen Parteien 
degegen sind. Herrn Dr.v.Vo elius von der Deutsch-DSaarlän= 
dischen Volkspartei war der Antrag der Regierung bei_der 
Vorlage der Unfallversicherung noch zu weitgehend. Füer 
kommt man her und hält schöne Reden, um die Bevölkerung. 
über Tatsachen hinwegzutäuschen. Wir wissen aber, daß in 
diesen Tagen eine Anderung eintritt, wenn sich die Arbeiter- 
schaft bereit macht zum Kanpf. 


Die Frage des Völkerbundsrates, die angeschnitten 
wurde, betrachten wir folgendermaßen: 


% Der Völkerbund kenn die \!ünsche der Saararbeiter 
nicht erfüllen. Er kann sie deshalb nicht erfüllen, weil 
“der Völkerbund der Gerichtsvollzieher Frankreichs ist und. 
weil der Völkerbund zusammengesetzt ist aus Leuten, die ein 
Jnteresse daran haben, das Saargebiet zu einer französischen 
Kolonie zu machen. | 


( Sehr gut ! ) 


"ir haben keine Hoffnung, daß es im Saargebiet eine radıkale 
Ber rung geben wird, wenn morgen oder übermorgen anstelle 
von Land ein anderer zur Regierungskommission gesetzt wird. 


( Zuruf v.d. Sozialdemokraten: "lenn Sie dabei wären! ) 


Vielleicht würde es besser gehen, wenn die Sozialdemokratie 
. einen General Seeckt herbeirufen würde, 


( Lachen ! ) 


Die.Frage ist klar, Sie mögen lachen. Kein Baararbeiter 
wird sich was dafür kaufen können, wenn ein anderes Mitglied 
der Regierungskommission herkommt, Anderungen zu schaffen 
gemeinsam die deutsche ..srerc 2200. 


(Zuruf: Und die französische? ) 


Herr Petri, darüber möchte ich Jhnen Auskunft geben. Sie 
hoffen ja, mit Hilfe der englischen Arbeiterpartei im Saar- 
gebiet etwas zu erreichen. ir hoffen auf eigene Kraft der 

rbeiterklasse und hoffen nicht auf Leute, bei denen ein 
Sturm der Intrüstung entbrannt ist, als eine Revision des 
Vertrages von Versailles beantragt wurde. | 


Den was die.frage des Militärs betriift, so haben wir 
immer wieder verlangt, daßddas Militär beseitigt wird. Jch 
| glaube, 
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glaube, Sie glauben so wenig daran wie ich, daß das Militär 
verschwinden wird. Die N En Fee das Militär hierher 

erufen, um es gegen die saarländische Arbeiterklasse zu 

etzen. "ir hoffen, daß endlich innerhalb der fränzösi- 
schen Arbeiterklasse die Einsicht kommt und äuch bei den 
Arbeitern im !!affenrock, wenn die Stunde kommt, gemeinsam 
an der Seite der deutschen Arbeiter gegen die Be rücker 
vorzugehen. Die Regierung baut systematisch das Landjäger- 
korps auf und verringert nicht_das Militär. Die Dinge. 
‚liegen so, daß wir immer mehr Bewachungsorgane haben für 
die Arbeiterschaft. Die Landjäger wachsen wie Filze aus 
der Erde und es ist kein "under, wenn die Regierung mit 
neuen Steuern kommt und immer wieder mehr Steuern aus_der 
Arbeiterklasse herausholt._ Es ist klar, daß die Stellung- 
nahme der Kommunistischen Partei keinen Anklang bei Jhnen 
findet. Die Stellungnahme der Kommunistischen Partei ist 
insofern aber richtig und sich bei der Saarbevölkerung , 
durchsetzt, weil die ET LRELENE lernen wird, _dal eine: 
Mitarbeit mit einer Regierung, die lediglich ein Dikaterium 
ist, um den Geldsack der französischen Jmperialisten zu 

schützen, unmöglich ist. Wenn »ie sich erklären, mit ei- 
nem derartigen Diktatorium mitzuarbeiten, mächen Sie sich 
mit schuldig, die Saararbeiterschaft auszupressen. 


Jch möchte erwähnen; die Dinge im Bergbau liegen 
folgendermaßen: - | 


| Jm Friedensvertrag stcht, Ausbeutung der Gruben. 
Er sagt aber nicht, die Bergarbeiter müssen Hungerlöhne 
haben, während die Grubenverwaltung gewaltige Überschüsse 
macht. \enn wir uns dies. vor Augen Tühren, Hungerlöhne, 
Hunger und Elend, so können wir uns nicht dazu hergeben, 
mit einer derartigen Regierung mitzuarbeiten, Teil unsere 
Forderungen klar und präzise sind, den bestehenden Vertra 
niederzureißen, haben wir das Recht, von der Arbeiterscmit 
zu verlangen, sich endlich geschlossen an unsere seite zu 
stellen und endlich klar darüber zu werden, daß wir im ge- 
ebenen Ioment kämpfen müssen, um diese Zustände zu besei- 
‚igen. Die Gruben und Fabriken gehören im Gesamtwerk den 
Saargebiet, gehören der Arbeiterklasse. as kümmern uns 
Verträge von Diplomaten, die irgendwo abgeschlossen wur- 
den, um die Bevölkerung zu unterdrücken. ir können uns 
nicht dazu hergeben, uns diesem Vertrag zu beugen, 


= Für die nächste Zeit verlangen wir mit aller. Ent- 
schiedenheit von der Regierung, daß die Lohn- und Gehalts- 
steuer abgeschafft wird. Dieses _schamlose Gesetz wurde 
eingeführt mit Zustimmung aller Parteien mit Ausnahme der 
Kommunistischen Partei, | 
| ( Zurufe: Oho ! ) 

Mt diesem. Gesetz wird der letzte. Groschen aus den Taschen 
der besitzlosen Klasse geholt, während sich die andere 
Klasse vor der Steuer drückt. 

( Unruhe - Der Zwischenruf Dr.Sender unverständlich ) 
Herr Sender, einem Demagogen antwortet man nicht. 
( Zuruf: Dr.Sender: Sie kleiner Gernegroß ) 


Heute 
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leute sagen Sie, Sie hätten der Lohnsteuer nicht zugestimnt; i 
das ist eine Verdrehung der Tatsache. Hoffmann hat mit u 
Entschiedenheit die Kinführung der Lohnsteuer verlangt. 


 ( Zuruf: Sie waren ja nicht in der Sitzung. ) 


Auch dazu möchte ich Jhnen antworten, Jch konnte den 
Sitzungen nicht immer beiwohnen, weil ich z.Teil nicht 
eingeladen wurde. 


Wir verlangen ferner die Entfernung des französi- 
schen Militärs. 


Außerdem die wichtigste Forderung, die momentan 
brennend ist, die Schaffung wertbeständiger Löhne. Der 
Franken saust abwärts, | 


( Zuruf levacher: Sie haben ihn verlangt! ) 


Herr Levacher, auch Jhnen werde ich Antwort geben. Bemühen 
Sie sich bitte zum Büro des Landesrates und holen Sie sich 
das Gesetz, dann werden Sie finden, was die Kommunistische 
Partei getan hat. Sie müssen also feststellen, daß Jhre 
Angriffe haltlos sind. 





Herr Petri, ich möchte Sie an den Reichstagsabge- 
ordneten Hoffmann erinnern, der schuld daran war, daß soviel 
Blut geflossen ist. 


(Zuruf Betz: Die Kommunisten haben mit den Separatisten | 
in Pirmasens gemeinsame Sache gemacht.) 
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Zu der a der wertbeständigen Löhne haben wir uns auf 
folgenden Standpunkt gestellt: 


Die Jndustrie und der Bergbau verkonsunieren den 
größten Teil ihrer Produkte in wertbeständiges Geld und 
man kann diese Forderung unter keinen Umständen ablehnen. 
Über diese Frage möchten wir von Seiten der Regierung in 
allernächster Zeit eine Vorlage sehen, damit sich der 
Landesrat damit beschäftigen kann. 


Was die Frage der Jmmunität der Abgeordneten unbe- N 
langt, ist es selbstverständlich, daß auch wir diese Forde- \ 
rung unterstützen. ir bemerken aber dazu, daß man Sich ; 
auch um dieses Gesetz nicht mehr kümmert, Drüben im Reich 
hat man eine Reihe kommunistischer Abgeordneten verhaftet 
en die Jmmanität besteht. Also auch diese Frage ist 
nichts, | 
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Zu der Frage des Betriebsrätegesetzes verlangen wir, 
daß dasselbe derartig ausgebaut wird und nicht nur soweit 
wie es in Deutschland besteht, sondern 


( Zuruf Dr.Röchling: wie in Russland ! ) 


Be; iehtie, Herr Röchling. ir verlangen Ausbau und _ = 
‚Einfihrung des Retriebsrätegesetzes im Saargebiet, daß die r 
‘ Betriebsräte Mitbestimmungsrecht bei Anlegung und Entlas- 3 
Bune, Jer Arbeiter, sowie über alle Fragen des Betriebes a 
erhalten. 6 


Ferner 








dermaßen: 


1 N 

I 1 ER er % 
serner möchte ich auf eins hinweisen. Jm Friedensvertrag 4 
 geißt es, die Regierungskommission hat für das Vlohl der Me 
Searbevölkerung zu sorgen, Heute liegen die Dinge folgen- ‘ 


4 a 
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Unter dem Schutz der Regierung hat die Grubenver- 
weltung ein System von schwarzen Listen eingeführt, das in 
der Ann eiEga sesellschaftsordnüng Jo schlimm zu betrachten 
ist, wie die Frage des Spitzelsystems, des Systems der 
gekauften Elemente, Die. loöthringischen Kohlenbergwerke 
arbeiten mit der hissigen ürubenverwaltung Hand in Hand. 
vum die saarländischen Arbeiter, die schon seit Jahrhund£r-- 
ten hier ansässige Sind; zu verdrängen, Das ıst eine direk- 
te Brechung des Vertrages von Versailles, Hier muss die 
Regierung eingreifen, Kommt ein Mann zu einem Grubeninge-- 
nieur um Arbeit zu finden, schlägt dieser seine Buchführung 
aut und sagt; 'Sie stehen in der Schwarzen Liste, wir legen 
Sie nicht an." Das bedeutet, daß man unterm Schutz der 
Regierung die Arbeiterschaft brotlos macht. So dürfen die 
Dinge nicht weiter gehen, 





Unser Endziel, das wir möglichst bald zu erreichen 
hoffen, ist, mit Hilfe der Saararbeiterschaft und unseren 
Brüdern in Deutschland und mit Hilfe der arbeitenden Klasse 
in ganz Europa.den Vertrag von Versailles zu zerreißen und 
zu. vernichten und hoffen, baldigst dazu übergehen zu können, 
zur Aufrichtung der Räterepublik in Deutschland. 
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Vorsitzender 





= I 


itzender: Das liort hat der Abgeordnete Schnmelzer ! 


ölzer (D.S.V.P.): Meine Herren! Wir stellen mit Genugtuung fest, 
daß die Seurbevölkerung der Nagiszung auf die Verschlechterung 
des gehleyabene durch Einführung des freien Listensystens die 
richtige Antwort erteilt hat.Der Landesrat zeigt in seiner 
heutigen Zusammensetzung ungefähr das Gesicht,das er besessen 
hat, und es dürfte der Megierung vielleicht zu denken geben, daß 
sich dieses Gesicht nur insofern geändert hat,als die komm- 
nistische Partei einen sogar für sie selbst unerwarteten W- 
wachs erhalten hat. | | | 
Wir stellen fest,daß wir,wie wir es früher auch bereits 
getan haben, festhalten an der Zusammenarbeit mit der Regierung, 
soweit sie sich auf den Vertrag von Versailles stützt ;wir stel- 
len aber weiter fest,daß ein Teil der Regierung diese Zusammen- 
arbeit dauernd sabotiert,und daß die Negierung in ihrer liehr- 
heit_nach wie_vor das Selbstbestimmungsrecht mißachtet. Das 
Mtglied der Hegierung für innere Angelegenheiten hat die _Bei- 
eordneten und a a m von den Gemeinderäten und Kreis- 
agen gewählt wurden,nicht bestätigt und hat ihnen die Bestä- 
tigung versagt wegen ihrer Haltung,die sie sowohl Ru Ber der 
egierung wie aue ge den durch den Versailler Vertrag 
geschaffenen Verhältnissen an den Tag gelegt hätten. Herr 
einhard hat vorhin selbst erwähnt,daß die kommunistische Fer- 
tei den Versailler Vertrag nicht anerkenne ‚trotzdem hat es 
die gleiche Negierung ‚fertiggebrächt die kommunis- 
tischen Deigeordneten zu bestätigen. 
| Wir stellen fest,daß die BOßierung in ihrer Begrün- 
dung also objektiv die Unwahrheit spricht,denn wir haben uns 
zum Versailler Vertrag bekannt,während ihn die Kommunisten ab- 
lehnen. Wir betrachten die Nichtbestätigung nicht als eine 
Brüskierung einzelner Fersonen,sondern äls eine Brüskierung 
der ansässigen ?evölkerung. Mit Bedauern müssen wir feststel- 
len,daß das saarländische Mitglied der Regierungskommission 
der französischen Politik der Negierungskommission nicht en‘- 
gegengetreten ist und die Nechte und die Wohlfahrt der Bevölke- 
rung mit Füßen treten läßt oder sogar selbst mittritt. 


tzender: Diese Kritik ist sicher für das saarländische‘ Mitglied 
der Regierungskomissien nicht ge echtfertigt. 
Bar, Butt) 

lzer (D.S.V.): Diese Bemerkung ist mir schleierhaft. Ich ver- 
stehe Sie nicht Herr Präsident. Wr verlangen für den Landes- 
rat ein Vorschlagsrecht für die Senennung des saarländischen 
Mitgliedes der Negierungskomission und wir legen großen Vert. 
darauf,daß der Landesrat dazu gutächtlich gehört wird. Im 
wesentlichen decken sich unsere Forderungen mit denen des Zen- 
trums und ich will deshalb darauf verzichten,die einzelnen 
Forderungen zu erheben. Wir verlangen selbstverständlich aucl 
wie die anderen en Parteien,daß der Landesrat in sei- 
ner Bedeutung gehoben und gestärkt,daß die Geschäftsordnung 
verbessert,daß der Präsident vom Landesrat gewählt wird. ir 
verlangen Äbänderung der Bestimmungen über die Wählbarkeit 
zum Landesrat; gie alten Beschwerden,die aus unseren Denk- 
schriften nach Genf bekannt sind,machen wir uns ebenfalls zu 
eigen. | | 

‚In der “eit des Beamtenabbaues,den die Regierung 
Br vornimmt,verlangen wir vor allen Dingen erneut die Ent- 
Er sung der fremdländischen Beamten und wir verlangen bis u 
ihrer Entfernung, für diese die gleiche Besoldung wie für die 


einheimischen Beamten, Wir hatten schon früher auf die Franken- 


entwertung hingewiesen,die jetzt tatsächlich eingetreten ist. 


Die Regierung hat sich außerordentlich beeilt,den französischen 


Franken zum gesetzlichen Zahlungsmittel zu machen unter der 
Angabe 
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bessert. Durch die 
die davon unmittelbar betroffenen Fersonen geschädigt,sie ist 
vor allem geeignet,den Mittelstand auszupoWern. 
stand ist auf | 
' Markt kann die 


| ge en ein. Der Einwand der 
te 


Die ausländischen 


sagen: 


Bund 
- die Ehre habe, ist: 


 ländischen Bürger im Saargebiet existenzfähig zu gestalten, 


BR 


Angabe,daß dieses Währungsmittel ein stabiles ist. Wir_erwar- 
ten von ihr,daß sie sich ebenso beeilt,den unstabilen Franken 
zu beseitigen und die jetzt wieder wertbeständige Rentenmark 
einzuführen. | 


( Sehr richtig !) 
sie 


| Wir verlangen ferner von der negierune ‚daß die geradezu kläg- 
Y 


er Beamten und Arbeiter 


-und Gehaltsverhältnisse_ ihr 
der Regierung werden nicht 


lichen 
Lohnpolitik 


nur 


Der Nittel- 
en inneren Narkt angewiesen und auf dem inneren 
aufkraft nur dann erhalten werden,wenn die Ar- 
heiter und Beamten senü end besoldet werden. Wir betrachten 
die Lohnpolitik als -eil ihrer Frenzösierungspolitik und legen 
such von diesem Gesichtspunkt aus entschieden Verwahrung da- 
egierung,daß ihr die nötigen lit- 
nicht zur Verfügung stehen, ist nıgnt stichhaltig,denn sie 
hat es noch nicht fertiggebracht die »teuern,die der. franzö- 
sische Dtaat dem »uargebiet schuldet und zwar. 40 \üllionen 
Franken,einzutreiben. \lenn der französische Staat seine Steuer- 
pflicht abträgt,dann können die Beamten und Arteiter auch 


menschenwürdig besoldet werden. Wir erheben auch die Forderung, 
daß die Zentralwohnungskommission endlich verschwindet. Ich 


weise den Nerrn Stastskommissar darauf hin,daß er mir die Ant- 
wort noch immer schuldig ist auf die Vorwürfe,die ich gegen 
Beamte der Regierung vor nahezu zwei Jahren erhoben habe. Ich 
hatte darauf hingewiesen,daß in Wohnungsangelegenheiten durch 
Beamte gesetzliche Verfehlungen vorgekommen sind,die unter äl- 
ter deutscher Herrschaft schwer bestraft worden seien. Ich _ 
werde bei Beratung der \lohnungsfragen erneut dieses Naterisl 
vorlegen und es noch ergänzen. Ich bitte den Staatskomnissar 


mir seine Äntwort schon je zt vorzubereiten. Die Verwaltung 


soll ja nach Aussagen der Megierung in Wer 
teilen ausländischer Besucher des »aargebietes glänzend dein. 
sucher des »aargebietes haben aber über- 


ent und nach den Ur- 


' sehen,daß des,was an unserer Verwel jetzt noch glänzend ist, - 
ein Überrest ist der glänzenden Verweltung,die wir besessen 
haben. Wenn unsere Verwaltung noch in Urdnung ist,dann ist das 


ein Verdienst unserer guten alten deutschen Beamtenschaft. 
( Sehr richtig ! ) 


Wenn diese Beamtenschaft nicht vorhanden wäre ‚wäre die ganze 
| Verwaltung schon längst zusammengehrochen. Zum Schluß möchte 


ich hinweisen,daeß der Vertrag von Versailles unserem Volkstun 

nicht ABeesnäbeht ‚es im Gegenteil garantiert. Wir befinden 

uns in Übereinstimmung mit dem Versailler Vertrage ‚wenn wir 
Wir sind deutsch und worden deutsch bleiben ! 


Bra Y0.)- 


tzender : Das Wort wünscht der Abgeordnete Albert ! 


( V.£.H.u,L.) Meine Herren! Das Programm der Partei ( Vereini- 
on Hausbesitz und Landwirtschäft,deutscher "irtschafts- 
‚deren Interessen ich hier im Landesrat zu vertreten 

den Hausbesitz und die Landwirtschaft der deutschsaar - 
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damit der Grund und Boden den deutschen Saarländern erhalten 
bleibt, denn was deutsch ist, soll deutsch bleiben. 


sitzenger: Za einer BTPERLANBEN Bemerkung hat der Abgeordre te 
Dr.©ender das Wort ! 


Bender (S.P.): Der Herr Versammlungss renger,Herr Reinhard, hat 


mich DemonpE® genannt, das schmerzt mich: Ich bedauere,mich 
seinem Diktatorium seiner Meinung ‚nicht anzuschließen. 


( Lachen !) 
sitzender: Das Wort hat der Abgeordnete be mann! 


fmann(S.P.): Noch eins möchte ich feststellen. Als dem Landesrat 


der Entwurf betr.Einkemmensteuer zugegangen war, haben wir 
den Lohnabzug abgelehnt und haben ihn in veränderter soziale- 
rer Form gewünscht, weil er eine außerordentliche Bela s- 
tung vorsah. Es stimmt nicht, was Herr Reinhard sagt, wir 
hätten ihn ( Reinhard) aus der Somission herausgewählt. Näre 
err Reinhard in der “ommissionssitzung gewesen, dann hätte 
er so gut wie ich gemußt,daß die Kommission niemals zusen- 
mengetreten ist, sondern daß die Negierungskommission den 
Entwurf vom Früjahr 1923 zurückgezogen hat. 


sitzender: Das fort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


nhayd (K.P.): Ich verzichte für meine_Person Füy 1S ErOBWLAge 
elehrung der Herren Hoffmann und Dr.»ender.ich bin schon 12 
Jahre großjährig. | 

( ut Dr,dender: Das merkt man nicht !) 


sitzender! Herr Reinhard, Ihre Großjährigkeit ist nicht bestrit- 
ten worden. | 
Das Wort hat der Abgeordnete Fetri ! 


ri (S.P. ): Ihr habt (zu den Kommunisten) mehrere Seitensprünge 


gemacht. Das entspricht der Tendenz der Partei, die die Ver- 
nichtung der Sozialdemokratie gepredigt hat. 


sitzender: Es liegen keine Wortmeldungen mehr vor.Der Herr Dr, 


ender hat verlangt ‚daß über seine Anträge abgestimmt werden 
soll. Aus den Neden sämtlicher Parteien geht hervor,daß sie 
as auper den Kommunisten Ihrem Antrag anschließen,Herr 
r.»vender. 
Das “ort hat der Abgeordnete Reinhard! 


inhard (K.P.): Die Kommunistische Partei steht auf dem Stane- 


punkt, daß das sasrländische Mitelied der Negierungskom- 
mission in allgemeiner geheimer Wahl gewählt wird. 


sitzender: Das \iort hat der Abgeordnete Kiefer ! 


Efer_(Z.): Meine Herren! Soeben wird eine Entschließung von den 


‚isenbahnerorganisationen verteilt,welche lautet: 


"Vertreter des Öaarvolkes! Die Regierungskommission. 
hat die berechtigten Forderungen der Eisenbahnarbeiter 
abgelehnt. Dieselben sind in einer großen Notlage unä 
wenden sich daher an ihre Vertreter im Landesrat, die 
Regierung zu interpellieren, daß sie den Staatsarbeitern 
die Löhne zahlt, die sie auf Grund der heutigen +euerung 


unbedingt _ 
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unbedingt zum Leben haben müssen. Als Grundlage für 

die Festsetzung der Löhne der Arbeiter sollen die Ge- 

'hälter der Beamten in der teise zu Grunde gelegt werden, 
daß ein Handwerker mit einem Seamten der Besoldungs- 
BEUDDE 3 gleich gestellt wird, Diese Gegenüberstellung 4 
eider Gruppen war bisher im Heiche üblich und wird 1 
von den Mewerkschaften auch hier gefordert. " 


Unterzeichnetb ist die Eingabe vom Deutschen lisenbahnerver- 
band,der \ewerkschaft deutscher Lisenbahner, Post-und Staats- 4 
bediensteten und vom BP IBEn bisenbahnerverband R 
ls kann festgestellt werden, daß sämtliche farteien j 
auf die Notlage der Arbeiter- und Jeamtenschaft hingewiesen 
haben und der Herr Staatskommissar ist ersucht worden,der 
egierungskommission zu unterbreiten, daß die agterung un 
verzüglich in den nächsten lagen die lohn-und “ehaltsfrage 
so regelt, wie es den Verhältnissen entspricht. Ich Brmebn, 
daß wir dadurch in genügender \ieise, dem uns gestellten !r- 
suchen nächgekommen sind. 


itzender: Jon einer Verteilung der Petition und von dem Inhalt 
derselben hatte der Vorstand keine Senntnis. 
Das "ort hat der Abgeordnete Kratz ! 





\ 
212.): Die Leute kommen aus einer Versammlung und warten drau- ] 
ßen auf Zinlaßkarten. 


itzender: Bei mir sinö keine Karten für die +eute verlangt 
worden. = 
Das "ort hat der Abgeordnete Brettar! 


tar (S.P.): Drei Vertreter der kisenbahnarbeiter wollten den 
Saal betreten ‚um uns ihre Wünsche vorzutragen,doch wurden 
sie vom Landjäger ern. Es erscheint mir unverständ- ‘ 
lich, daß man \ewerkschaftsvertretern den Zutritt zur »itzung ' 
des Landesrates verhindert. | : H 
is ist an der Zeit,daß die Regierung endlich von 
ihrem verwerflichen Standpunkt BaSenn und dazu übergeht ‚ein 
Vorbild zu geben, die »taätsarbeiter so zu besolden, daß das ; 
Existenzminimum gewährleistet ist. Wenn die fegierungskon- N 
mission in der lage ist 15 Millionen Franken auszuwerfen, un 
die Gehälter der oberen Beamten aufzubessern,müßte auch eine ; 
Summe aufzubringen sein, um der ärbeiterschaft unter die 
Arme zu greifen. \!enn schon betont wird, daß bei der Eisen- a 
bahn der Personalabbau beginnt, indem man 1100 Arbeiter :, 
auf die Straße setzt, so sind wir zu der Überzeugung gekon- 3 
men,adaß dieses deshalb geschieht, um durch die Ersparnis der 
1100 Arbeiter, die oberen Beamten im Gehalt aufzubessern, Ich 
bir überzeugt,daß hierin alle Mitglieder des Landesrates 
hierin mit mir Bin gehen, Gegen die Entlassung der Arbeiter 
erheben wir schärfsten Protest und verlangen, daß die bereits 
ausgesprochene Entlassung zurückgenommen wird. 
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itzender: Es ist mir und meinen Herrn Kollegen am Vorstandstisch 
nicht bekannt,daß Einlaßkarten zur Sitzung verlangt wurden. 
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Hätten die betr. rren bei uns Sarten erbeten, wären ihnen u 
auch solche ausgehändigt worden, | | iR 
as "ort hat der Herr Staatskomnmissar Dr.Liesch! B 


tskommissar Dr.Liesch: Meine Herren! Mein Amt bindet mich streng 
an die Geschäftsordnung und auf Grund dieser muß igh mir ver- 
sagen, auf Fragen einzugehen, die nicht auf der lagesordnung 











Yr 
ER Dr: 
ae 
stehen. Äuf die Aussage, die Regierung hätte 15 Millionen ‘ 
zu viel gehabt, muß ich zur Antwort geben um diesem Märchen ii 


ein Lnde zu machen, Die Gehaltsaufbesserung hat eine Aus& be 
von 15 Y2 Millionen Franken verursacht. Davon sind keine 

2 Millionen für die oberen Beamten verwendet worden. Die 
übrigen 18 Millionen sind restlos den unteren und mittleren 
Beamten zugute Zekommen. | 


sitzender: Das “ort hat der Abgeordnete Reinhard ! 

nhard (K,P.): Nachdem nun eine Abordnung der Lisenbahner hier 
ist, bitte ich zu veranlassen, daß diese der Sitzung beiwoh- 
nen können, um.dem Landesrat ıhre "ünsche zu unterbreiten. i 


Ks an - 


en ante 
in u en en, genen - 
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Bitzender: Die anderen Farteien haben sich bereit erklärt, sich 
um die Angelegenheiten der Bisenbahner zu kümmern. 
.  a., Pas "ort wird nicht mehr gewünscht. Ich schließe daher 
die Ditzung. 


(Schluß der Sitzung 500 Ihr. 
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